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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Göiter, Frau Benedix, Dr. Biüm, 
Bremm, Ey, Dr. Fuchs, Dr. Hornhues, Hussing, Dr. Kiein (Stoiberg), Lenzer, 
Pfeffermann, Pieroth, Dr. Probst, Dr. Schäubie, Schedl, Schmidt (Wuppertai), 

Dr. Stavenhagen, Dr. Wagner (Trier) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 4171 - 

betr. Versprechungen des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, Dr. Giotz, am 18. September 1975 auf der 
Bundesversammlung des Vereins Deutscher Postingenieure 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 4. November 1975 - MB/I 4 - 0104 - 6 - 64/75 - 
die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern wie folgt beantwortet: 


1. Hat der Parlamentarische Staatssekretär im BMBW die Ansicht 
der Bundesregierung wiedergegeben, als er in seiner öffent- 
lichen Rede das „Reformziel" und die „bildungspolitischen 
Hauptforderungen" nannte, 

— „den Zugang auch zu höheren Funktionen nicht schon des- 
halb grundsätzlich zu versperren, weil ein Bewerber nicht 
den Abschluß eines wissenschaftlichen Langstudiums nach- 
weisen kann. Vielmehr sollten alle Absolventen der nach 
Inhalt und Dauer unterschiedlichen Studiengänge verstärkt 
miteinander konkurrieren"; 

— „die gesetzlichen Regelungen für den Zugang zum öffent- 
lichen Dienst müssen die Zugangsmöglichkeiten funktions- 
bezogener und flexibler ausgestalten, als dies bei einer 
starren Kopplung von Bildungsabschlüssen und Laufbahn- 
gruppen derzeit möglich ist"; 

— „damit könnte man erreichen, daß nicht allein wissenschaft- 
liche Ausbildung automatisch zu den höheren Funktionen 
führt. Bewerbern mit anderer Ausbildung sollte - unter weit- 
gehender Berücksichtigung der beruflichen Erfahrung - der 
Zugang zu höheren Funktionen eröffnet werden" ; 

— „der Berufsweg im öffentlichen Dienst sollte nicht aufgrund 
der Erstausbildung formal begrenzt sein. Die Abschottung 
der Laufbahngruppen muß wenigstens gelockert, wenn nicht 
aufgehoben werden"? 

Der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Glotz ist in seiner Rede 
auf der Bundesversammlung des Vereins Deutscher Postinge- 
nieure am 18. September 1975 auf die engen Zusammenhänge 
zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem eingegangen. Er 
hat ausgeführt, daß einerseits Struktur, Inhalt und Abschlüsse 
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des Bildungswesens nicht ohne Auswirkungen auf das Beschäf- 
tigungssystem für sich verändert werden können, andererseits 
Änderungen im Beschäftigungssystem auf die Entwicklung im 
Bildungssystem einwirken. Diese wechselseitige Abhängigkeit 
erfordert nach Auffassung der Bundesregierung eine ständige 
gegenseitige Abstimmung zwischen beiden Bereichen, nicht zu- 
letzt, um etwaige Fehlentwicklungen zu vermeiden. Reform- 
schritte in beiden Bereichen können nur nach vorheriger gründ- 
licher Prüfung der möglichen gegenseitigen Auswirkungen 
unternommen werden. 

In diesem Zusammenhang hat der Parlamentarische Staats- 
sekretär Dr. Glotz ausdrücklich als Bildungspolitiker und Ver- 
treter des Bildungsressorts gesprochen und keine „Verspre- 
chungen" gemacht, sondern Wünsche und Forderungen dar- 
gestellt, die aus der Sicht der Bildungspolitik bei der anstehen- 
den Reform des öffentlichen Dienstrechts berücksichtigt werden 
müssen. Er hat mit aller Entschiedenheit davor gewarnt, bil- 
dungspolitische Argumente zu benutzen, um Forderungen nach 
Besoldungsverbesserungen zu begründen. 

Die bildungspolitischen Wünsche und Forderungen werden in 
die Arbeiten zur Reform des öffentlichen Dienstrechts mit einbe- 
zogen und auf die Gestaltungsmöglichkeiten des Dienstrechts 
hin geprüft. Zwischen den zuständigen Bundesministerien des 
Innern und für Bildung und Wissenschaft besteht in dieser 
Frage eine enge Zusammenarbeit. Dabei wird die Beziehung zu 
den Zielen der Reform des öffentlichen Dienstrechts hergestellt, 
deren Grundvorstellungen den bildungspolitischen Forderungen 
entgegenkommen. Das gilt besonders für das Ziel einer Auf- 
lockerung der Laufbahngruppen-Struktur durch die Bildung von 
Funktionsgruppen mit differenzierten Einstiegen und unter- 
schiedlichen Reichweiten. Im Zusammenhang damit soll auch die 
berufliche Durchlässigkeit, besonders für den Aufstieg, weiter 
verbessert werden. 


2. Was hat die Bundesregierung in den letzten Jahren konkret . 
unternommen, um diese ihre „Reformziele und Hauptforde- 
rungen" zu verwirklichen, und warum ist sie den wiederholten 
Vorschlägen der Opposition zu kostenneutralen Schritten in 
dieser Richtung nicht gefolgt? 


Die Bemühungen der Bundesregierung haben sich in letzter Zeit 
verstärkt darauf gerichtet, die wesentlichen Zusammenhänge 
zwischen dem Bildungs- und dem Beschäftigungssystem zu ana- 
lysieren und damit den Ansatzpunkt für abgestimmte Reform- 
maßnahmen näherzukommen. Diese Arbeiten sind noch nicht 
abgeschlossen; sie werden fortgeführt, auch durch Untersuchun- 
gen im Rahmen der Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
planung und des Ausschusses „Tertiärer Bereich" des Wissen- 
schaftsrates. Sie sollen ferner ergänzt werden durch Bedarfspro- 
gnosen für den Bildungs- und für den Beschäftigungsbereich, 
besonders auch den öffentlichen Dienst. Der Kabinettausschuß 
für Bildung und Wissenschaft hat entsprechende Beschlüsse ge- 
faßt, deren Verwirklichung zur Zeit eingeleitet wird. 
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Ferner hat die Bundesregierung erste Initiativen zur Verwirk- 
lichung der funktionsbezogenen Bewertung der Ämter im 
öffentlichen Dienst ergriffen, deren konsequente Durchführung 
Voraussetzung für die nach den Zielen der Dienstrechts- wie 
auch der Bildungsreform gewollten Veränderungen im Ver- 
hältnis zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem ist: 

Der Grundsatz der funktionsgerechten Bewertung ist im Bun- 
desbesoldungsgesetz in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern ausdrücklich verankert worden. 

Ferner schreibt der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung beamtenrechtlicher Vorschriften (Drucksache 7/2204) erst- 
malig vor, daß für die Zulassung zu den Laufbahnen die Bil- 
dungsgänge und ihre Äbschlüsse den Laufbahnen in Überein- 
stimmung mit dem beamtenrechtlichen Grundsatz der funktions- 
bezogenen Bewertung zuzuordnen sind. 

Die Konkretisierung im Laufbahnrecht und die besoldungsrecht- 
lichen Funktionszuweisungsverordnungen, die in Vorbereitung 
sind, werden eine schrittweise Überprüfung der gegenwärtigen 
Zuordnungen bringen. Von den „Basiszuordnungen" aus wer- 
den differenziertere Einstiege entwickelt werden; das Laufbahn- 
und das Besoldungsrecht geben schon jetzt ausdrücklich Raum 
dafür. Mit dem Fortschreiten der Ärbeiten zur Dienstposten- 
analyse und -bewertung werden sich dann die nach den Vor- 
schlägen der Studienkommission für die Reform des öffentlichen 
Dienstrechts vorgesehenen „Funktionsgruppen" herausbilden. 

Die weitere parlamentarische Behandlung des Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschrif- 
ten wird vor allem davon abhängen, ob es gelingt, die Einfüh- 
rung der Fachhochschulausbildung für den gehobenen nichttech- 
nischen Dienst in Bund und Ländern durch ein kostenneutrales 
Konzept in den Rahmen der allgemeinen Sparmaßnahmen für 
den öffentlichen Dienst einzuordnen. 

Von den Überlegungen und Bemühungen der Bundesregierung 
sind auch bisher schon Impulse für die Personalpraxis in der 
Bundesverwaltung ausgegangen. Beispielsweise ist die Vor- 
schrift des Bundesbeamtengesetzes, daß der Äufstieg auch ohne 
Erfüllung der bildungsmäßigen Eingangsvoraussetzungen mög- 
lich ist, konsequent und zunehmend wirksam angewandt 
worden. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung nunmehr die Verwirklichung 
ihrer genannten „Reformziele und Hauptforderungen"? Wann 
und in welcher Weise? 

Die Erarbeitung und wechselseitige Äbstimmung der Reform- 
ziele für den Bildungs- wie für den Beschäftigungsbereich wird 
fortgeführt. 

Der Bundesminister des Innern hat auf der Grundlage der in- 
zwischen erfolgten Äuswertung des Berichts der Studienkom- 
mission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts einen Be- 
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rieht über die Zweckmäßigkeit und Durchführbarkeit der Reform 
des öffentlichen Dienstes erstellt. Dieser Bericht geht davon aus, 
daß die Haushaltslage eine Konzentration auf Maßnahmen er- 
fordert, die 'vor allem die Leistungsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes erhöhen. Die funktionsnähere Zuordnung der Befähi- 
gungen und Leistungen und eine beweglichere Personalsteue- 
rung gehören zu den Hauptzielen der angestrebten Maßnahmen. 
Die Entwicklung der entsprechenden Instrumente - besonders 
der Anforderungsprofile, der Befähigungsprofile und Instru- 
mente der Leistungsbewertung - sind in den Maßnahmenkata- 
log einbezogen. Es ist beabsichtigt, auf der Grundlage der Vor- 
arbeiten der Studienkommission und anderer Stellen innerhalb 
und außerhalb des öffentlichen Dienstes dieses Instrumentarium 
möglichst bald bis zur Erprobungsreife zu entwickeln. 
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